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über NHN
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Ein-/Ausfahrt
Pkw

1

2
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Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15
und Abs. 6 BauGB

Private Grünfläche

Maßangabe in Meter

Sonstige Planzeichen

Darstellungen ohne Normcharakter

Vorh. Flurstücksgrenze

Vorh. Gebäude

Vorh. Böschung

Freihaltebereich um zu erhaltende Bäume
(1,5 m Abstand zum Kronenradius)

3,0

Erhaltung von Bäumen § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB
sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des § 9 Abs. 7 BauGB
Bebauungsplanes Nr. 2 - Teilgebiet 1

Zweckbestimmung:

Kronenbereich

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für § 9 Abs. 1 Nr. 20,
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 25 BauGB
Natur und Landschaft

KS

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum  Schutz, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft
Zweckbestimmung:
Knickschutzstreifen

Geschützter Knick § 21 Abs. 1 LNatSchG
i.V.m. § 30 BNatSchG

Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen (Knick) § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Erhaltung von sonstigen Bepflanzungen (Knick) § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

41,29 m
Oberkante Gelände in m über NHN (Normalhöhennull)

Künftig entfallende Bäume

A A
Lage des Straßenquerschnittes

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
hier: Lärmschutzwand

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB
zu Gunsten der öffentlichen und privaten Ver- und Entsorger
sowie der Gemeinde Lebrade

Nachrichtliche Übernahmen § 9 Abs. 6 BauGB

Sichtdreieck § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Anbauverbotszone § 29 Abs. 1A StrWG
oder § 9 Abs. 1 FStrG

Künftig entfallender Knick

LSW

SchutzgrünSG

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen
mit Kennziffer, z. B. 1

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes Nr. 2 -Teilgebiet 2

1

Darstellungen ohne Normcharakter
Schnitt A-A "Am Torhaus"
M. 1 : 100

Fahrbahn
Baumstreifen

20,00

3,202,001,80

Radweg Knick erhalten Grünstreifen

2,00

Grünstreifen Grünstreifen

2,50 5,50 3,00

7
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Einsatzfahrzeuge

A. Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB, § 1 Abs. 6 BauNVO)

Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind folgende bauliche Einrichtungen und Anlagen für den Betrieb
einer Feuerwehr zulässig:
- Feuerwehrgerätehaus,

- Räume für die Verwaltung der Feuerwehr,

- sonstige bauliche Anlagen und Einrichtungen für Zwecke der Feuerwehr,

- Stellplätze, Garagen, Lager- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1, § 31 Abs. 1 BauGB, § 19 BauNVO)

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 auf der Gemeinbedarfsfläche darf durch die
Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und Stellplätze mit
ihren Zufahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) bis zu einer
Grundflächenzahl von max. 0,9 überschritten werden.

3. Höhe baulicher Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche wird eine maximal festgesetzte Gebäudehöhen (GH) durch
Höhenangabe über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt.

Grundsätzlich gilt die in der Planzeichnung festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH). Für bestimmte
Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend zulässig:

Von der festgesetzten Höhenbeschränkung sind untergeordnete Bauteile wie technische Anlagen,
Schornsteine, Antennen, Blitzableiter etc. ausgenommen. Derartige Bauteile dürfen die festgesetzte
Gebäudehöhe um max. 2 Meter überschreiten. Ausnahmsweise darf die Errichtung einer
Sirenenanlage für die Freiwillige Feuerwehr die Gebäudehöhe um bis zu 5,00 m überschreiten.

4. Sichtflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Sichtflächen sind von Sichthindernissen und jeglicher
Bebauung, und Bepflanzung über 0,80 m über Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten.
Ausgenommen von dieser Regelung sind vorhandene Bäume, wenn deren Kronenansatz einen
Mindestabstand von 3,00 m Höhe zur Fahrbahnoberkante einhält.

5. Versorgungsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB, § 14 (1) Satz 3 BauNVO)

Kleinwindanlagen und baulich eigenständig aufgestellte Solaranlagen sind im Plangebiet unzulässig.
Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind nur an und auf Gebäuden zulässig, parallel
angebracht zur Fassade oder zum Dach.

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, § 9 Abs. 6 BauGB i. V. m. § 30 Abs. 2 BNatSchG / § 21 Abs. 1 LNatSchG)

a) Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit dem
Entwicklungsziel „Knickschutzstreifen“ (KS) sind zu einer Gras- und Staudenflur aus arten- und
blütenreicher Regiosaatgutmischung zu entwickeln und extensiv zu pflegen.

b) Innerhalb des festgesetzten Knickschutzstreifens ist die Errichtung - auch baugenehmigungsfreier -
hochbaulicher Anlagen unzulässig. Ebenso unzulässig sind Flächenversiegelungen,
Bodenbefestigungen, Aufschüttungen, Abgrabungen sowie die Lagerung von Gegenständen und
Materialien jeglicher Art.

c) Innerhalb der Kronentraufbereiche zzgl. eines 1,5 m breiten Entwicklungsstreifens sind
Vollversiegelungen, Auf- und Abgrabungen sowie hochbauliche Anlagen unzulässig. Ausgenommen
hiervon sind die Ein- und Ausfahrten zur Gemeinbedarfsfläche, welche auch innerhalb des 1,50 m
Abstandes hergestellt werden dürfen. Die Arbeiten sind durch einen Baumsachverständigen zu
begleiten.

d) Für die PKW-Stellplätze sind ausschließlich Materialien mit hoher Wasserdurchlässigkeit zu
verwenden.

7. Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die in der Planzeichnung kenntlich gemachten Flächen mit Leitungsrechten (L) sind zugunsten der
Schleswig-Holstein Netz AG und des Gutes Rixdorf festgesetzt. Die mit den Leitungsrechten (L)
belasteten Flächen sind von jeglicher hochbaulichen Bebauung freizuhalten und dürfen nicht mit
Bäumen oder stark- sowie tiefwurzelnden Sträuchern bepflanzt werden.

8. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

a) Im Bereich der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen ist die Lärmschutzwand mit einem Gewicht von mindestens 20 kg/m² zu
errichten.

errichten.

b) Die Oberflächen der Fahrgassen der geplanten Stellplatzanlage sowie des Betriebshofes mindestens
in ebenem Pflaster herzustellen. Als eben gilt Pflaster wenn die Summe aus Fuge und Fase < = 9 mm
beträgt. Alternativ ist Asphalt einzusetzen.

9. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und deren Erhalt
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

a) Der neu anzupflanzende Knick ist mit einem 1 m hohen, im Fuß 2,5 bis 3 m breiten und in der Krone
1,5 m breiten Erdwall anzulegen und mit standortheimischen Arten des Schlehen-Hasel-Knicks im
Dreiecksverband mit Reihenabstand 0,8 m und einem Pflanzabstand von 1 m zu bepflanzen.

b) Auf der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
mit der Kennziffer 1 ist eine Hecke aus standortheimischen und standortgerechten Arten im
Dreiecksverband mit Reihenabstand von 0,8 m und einem Pflanzabstand von 1 m anzulegen. Die
Heckenstrukturen sind zweireihig anzulegen, sodass ein geschlossener Gehölzbestand auf gesamter
Länge entsteht.

c) Auf der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
mit der Kennziffer 2 sind zwischen den Eichen heimische Sträucher zweireihig zu pflanzen, die zu
einer Feldhecke heranwachsen. Die Pflanzmaßnahmen sind vor Beginn der
Erschließungsmaßnahmen umzusetzen.

d) Der zum Erhalt nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG geschützte Knick entlang der L 53 darf
nicht mit Boden angefüllt oder mit nicht-einheimischen Gehölzen bepflanzt werden.

e) Um eine Zerschneidung / Unterbrechung der Flugroute durch die Entfernung des nördlichen
Knickabschnittes zu vermeiden, ist am nördlichen Ende des Knickes ein Großbaum (z.B. Eiche) zu
pflanzen.

f) Alle anzupflanzenden oder mit einem Erhaltungsgebot versehenden Vegetationselemente sind
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen.

B. Hinweise
1. Bodendenkmale

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. (§ 15 DSchG)

2. Altlasten
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes wie
ungewöhnlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunreinigten Flüssigkeiten, Ausgasungen
oder Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle usw.) angetroffen, ist der
Grundstückseigentümer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten
Bodenaushubs verpflichtet. Die Altlasten sind unverzüglich dem Kreis Plön, Amt für Umwelt,
anzuzeigen.

3. Naturschutzfachlicher Ausgleich
Der fehlende Kompensationsbedarf der Eingriffsregelung für Eingriffe in das Schutzgut Boden wurde
mit einem Umfang von 2.255 m² flächigem Ausgleich ermittelt.

Der Ausgleich erfolgt durch den Erwerb von 2.255 Ökopunkten aus dem Ökokonto der ecodots GmbH
mit dem Aktenzeichen 3/08170243  im Kreis Plön, Gemeinde Köhn.

4. Artenschutz
Fledermäuse
- Reduzierung von Lichtemissionen

- Verzicht auf eine Außenbeleuchtung angrenzend zu der bedeutenden Flugroute.

- Es ist zwingend darauf zu achten, dass keine Gehölzstrukturen beleuchtet werden.

- Es sind insekten- und fledermausfreundlichen Leuchten im öffentlichen Raum zu verwenden. Dies
bedeutet, dass vollabgeschirmte Leuchten, die kein Licht in oder oberhalb der Horizontalen
abstrahlen, verwendet werden. Es sind LED-Leuchten mit langwelligem Licht (rot/orange) der
Farbtemperatur 2000 K oder niedriger ohne Blau-Anteil (sog. Amber-LED) zu wählen (ZSCHORN
& FRITZE 2022).

Brutvögel
- Die Baufeldräumung sowie die Beseitigung und der Schnitt von Gehölzen und gehölzbegleitenden

Säumen ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit, zwischen dem 01. Oktober und Ende Februar,
zulässig.

- Um die Wahrscheinlichkeit einer Kollision von Vögeln an Verglasungen zu reduzieren sind in
Richtung der Gehölze Verglasungen über Eck und Verglasungen ohne Rahmen unzulässig, sofern
kein spezielles Vogelschutzglas verwendet wird. Gläser mit einer erhöhten Spiegelung, wie
beispielsweise manche Wärme- oder Sonnenschutzgläser mit deutlich verringerter
Lichttransmission sind im gesamten Gebiet unzulässig.

- Feldlerche: Ein Beginn der Bautätigkeit inmitten der artspezifischen Brutzeit (1. März bis 31.
August) ist unzulässig. Sollte dies nicht möglich sein, sind vor Beginn der Brutzeit bis zum Beginn
der Bauaktivität aktive Vergrämungsmaßnahmen auf dem Acker durchzuführen.

5. Knickschutz
Der Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des
Landes Schleswig-Holstein - V 534-531.04 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' vom 20.
Januar 2017 ist beim Erhalt und der Pflege der Knicks zu beachten.

6. Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen
Die DIN-Norm 18920 ist zum Schutz der Bäume, Pflanzenbestände und Vegetationsflächen während
der Baumaßnahmen und beim Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen zu beachten.

7. Solarnutzung auf Nicht-Wohngebäuden sowie Stellplatzanlagen
Es wird auf die §§ 25 und 26 des Gesetzes zur Energiewende und zum Klimaschutz in
Schleswig-Holstein (EWKG) verwiesen, welche Aussagen zur verpflichtenden Installation von
Solaranlagen auf Stellplatzanlagen mit über 70 Stellplätzen sowie auf der geeigneten Dachfläche von
Nicht-Wohngebäuden treffen.

8. Lärmschutz
Sollte im Teilgebiet 2 zukünftig Wohnbebauung planungsrechtlich vorbereitet werden ist der Nachweis
einer Verträglichkeit der Nutzungen zu führen.

9. Denkmalschutz
Die Fläche des Plangebietes befindet sich im unmittelbaren Umgebungsschutzbereich eines
gesetzlich geschützten Kulturdenkmals (Am Ehrenmal 1 - 3 und Lannweg 1, zur
denkmalschutzrechtlich geschützten Sachgesamtheit "Gut Rixdorf" gehörige Reetdachkaten mit
Nebengebäuden), wodurch ein Genehmigungsbedarf im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG

Planzeichen Erläuterungen Rechtsgrundlagen

Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Straßenbegrenzungslinie

Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB
§ 16 BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

Gebäudehöhe als Höchstmaß in m über
Normalhöhennull (NHN), siehe Teil B Text Ziffer 3

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
§ 22 und § 23 BauNVO 

Offene Bauweise

Baugrenze

Verkehrsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 11
und Abs. 6 BauGB

o

51,80 mGH

II

GRZ 0,20

Straßenverkehrsflächen

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs, Flächen für
den Gemeinbedarf, Flächen für Sport und Spielanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Flächen für den Gemeinbedarf

Feuerwehr

Baulinie

Ein-/Ausfahrtsbereich

Teil A -  Planzeichnung 

Satzung der Gemeinde Lebrade über den Bebauungsplan Nr. 2 - Teilgebiet 1
"für das Gebiet südlich der Flurstücke 23, 24 und 25, westlich der Landstraße 53 (L 53), nördlich und östlich landwirtschaftlich genutzter Flächen"
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Verfahrensstand nach BauGB
§4(1)§3(1) §4(2) §10§3(2) §4a(3)

Es gilt die BauNVO i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S.3786)
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Plangrundlage:
Gemeinde: Lebrade

Gemarkung: Rixdorf

Flur: 1 

Satzung

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) wird nach Beschlussfassung durch die
Gemeindevertretung der Gemeinde Lebrade vom .................................... folgende Satzung über den
Bebauungsplan Nr. 2 - Teilgebiet 1,  bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),
erlassen.

M.1:1000

Vermessungsbüro Uliczka

Gartenstraße 1, 24306 Plön

Stand: Juli 2021

i. v. m. ALKIS / Stand: Juni 2024
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E-Mail: info@bauleitplan-bornhoeved.de

Teil B  -  Text

Übersichtskarte

Satzung der Gemeinde Lebrade
über den Bebauungsplan Nr. 2 - Teilgebiet 1

"für das Gebiet südlich der Flurstücke 23, 24 und 25,
westlich der Landstraße 53 (L 53),

nördlich und östlich landwirtschaftlich genutzter Flächen"
Kreis Plön

Stand: 02.04.2026 / BH P-Nr.: 22 / 1591

 Ó NIBIS Kartenserver, Februar 2024

M. 1 : 500

Planzeichenerklärung

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom .................... . Die
ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am .............. durch Abdruck in den
Kieler Nachrichten, Ostholsteiner Zeitung, sowie im Internet unter www.amt-gps.de erfolgt.
Der Hinweis auf die Bereitstellung im Internet erfolgte am ................ in den Kieler Nachrichten,
Ostholsteiner Zeitung.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs.1 Satz 1 BauGB wurde in der Zeit vom
09.11.2022 bis 23.11.2022 durchgeführt.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können,
wurden gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am .................. unterrichtet und zur Abgabe
einer Stellungnahme aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am ............ den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung
beschlossen und zur Veröffentlichung bestimmt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), die Begründung mit Umweltbericht sowie der Inhalt der Bekanntmachung der
Veröffentlichung des Planentwurfs im Internet wurden in der Zeit vom ................... bis einschließlich
................ zur Beteiligung der Öffentlichkeit im Internet unter "www.amt-gps.de" nach § 3 Abs. 2
BauGB veröffentlicht und haben zusätzlich während der Veröffentlichungsfrist nach § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich ausgelegen. Die Veröffentlichung im Internet wurde mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen während der Veröffentlichungsfrist von jedermann elektronisch per E-Mail, bei
Bedarf auch schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift abgegeben werden
können, am ............ durch Abdruck in den Kieler Nachrichten, Ostholsteiner Zeitung sowie durch
Bereitstellung im Internet am ............ ortsüblich bekannt gemacht. Zugleich waren der Inhalt der
Bekanntmachung der Veröffentlichung des Planentwurfs im Internet und die nach § 3 Abs. 2 BauGB
zu veröffentlichenden Unterlagen über den Digitalen Atlas Nord des Landes Schleswig-Holstein
zugänglich.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können,
wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ................... unterrichtet und zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert.

Lebrade, den ..................
                                       ...................................

Bürgermeister

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und
-bezeichnungen sowie Gebäude, mit Stand vom ................., in den Planunterlagen enthalten und
maßstabsgerecht dargestellt sind.

Plön, den ..............

.................................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

8. Die Gemeindevertretung  hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange am .................. geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B), am .................... als Satzung beschlossen und die Begründung durch
Beschluss gebilligt.

Lebrade, den .................                                                                                          
...................................

                                                                     Bürgermeister

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird
hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Lebrade, den ................. 
Siegel                                          ...................................

 Bürgermeister

11. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 2 durch die Gemeindevertretung sowie die Internetadresse
der Gemeinde und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung
auf Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und die
über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am .................. ortsüblich bekannt gemacht worden. In der
Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und
von Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB)
sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser
Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde
ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am ...................... in Kraft getreten.

Lebrade, den ..............
...................................

Bürgermeister

Verfahrensvermerke
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